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Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri,
Mitgliedern der gesezgebende» Räthe der helvetische» Republik

Zwei und achtzigstes Stuck.

Zweites Quartal.
Zürich/ Sammstags den 28. Julius 1798.

Gesezgebung.
Senat 14. July.

Der Präsident Augustini eröfnet die Vcrsamm-
lung, mit einer auf die Feycr dieses Tages gerichteten
Rede, deren Druk und Einrückung ins Protokoll, so

wie der Dank sue den patriotischen Eifer des Präst-
deuten, von F o r ner od verlangt, und beschlossen wird.
(Wir liefern dieselbe wann sie gedrukt seyn wird.)
Hierauf wird der kousiitmionelle Bürgereid geleistet,
und durch Namensaufruf die Abwesenden verzeichnet.

Der Beschluß über Zehendcn und Feudalrechte
wird verlcsey. Er ist folgender:

Der grosse Rath an den Senat.
«->.'5." daß nach den Grundsätzen der Freiheit und
GUM',eu, und nach dem n. und iz. Artikel der Constitution,

m,kiis Abgaben, in unserer neugeänderten Re-
plibltt nicht fortdauern können.

verwàltoî'R^a-n ^ei ihrer Vielfältigkeit, und ihren

Auttà ^ ^engste Gerechtigkeit bei ihrer
' à- ^ srnau befolgt werden kann.

nî!i 'st ri» Mittelweg, bei welchem der Staat
böi und alle Klassen seiner Mitgieder etwas
beitragen, der billigste Maasstab ist.
tia-n^nÄN5st defenders, daß die Klassen der zehndpflich-,
dl!rw,^n êr so lange schon das meiste zu den Bc--

tt-Mung wàKstà"^ beigetragen haben, aller tin-

de» baß diese vorzüglich nöthige Bürgerklasse bei

eie
bcr iezigcn Zeit besonders leidet, u,rd daher

cme ausge e-chuetc Erleichter.mg verdient;
Zl!. der grosse Rath folgenden Beschluß gesaßt:

Cà'.'k! ürudattasten und Rechte, sollen theils gänzlich, ohne

aebà» abgeschast, theils gegen eine C.i!schädign»g aus-
«eyovcn, oder abgekauft werben.
kev-»

die grosse» Zehenden sotten die Jehndschuldigen, sie

jede ì-^'! Staat oder Privaten, dieses Jahr noch, sur

à àî'. ' die in diesem Jahre als «»geblümt den Zehnden

tìkcl î.!-'! châlit haue, nach der, in unten angesüntten Ar-

eine billigen Schätzung von ihrem Sapira-'werth
Gerc---!i !st Gcldiiü.ime sogleich nach der Bekanntmach:.'»! d.s,

nach
Ue Ration,,lasse entrichten. Vermittelst und

beià ?uirichtung aber, smd u»d bleiben die großen?e-
vend » fur ein - mch allem -l abge chaft.

zcdc in dem singen Artikel bestimmte UN! kl-ch

sind N .'^^âart, sollen die Besitzer, welche ichndichuldig

entricht" balbcs vom Hundert des Capitalwerths der ^ucha«

IV. Diejenigen, welche bis dahin de» Heuzehnden m Geld
bezahlt haben, werden ihn auch für diesmal eben so, wie in
dem vorigen Jahr, in Geld bezahlen, und zwar in die Staats-
lasse.

Dieienigeii aber, so von Erbsen, Wicken !i»d (insen, nach

einer vormaligen Verkommniß ein gewisses Maaß in Ratura
lieferten, sollen den Werth desselben in Geld beMftn.

V. Unter dem- grossen Zehenden versteht das Gescz dcnZe-
henden von Gersten, Roggen, Korn, Walzen, Eichkorn, Haber,
Emmer, Feldbohnen, Erbsen, Wicken, Paschi, Linsen, und end-
lich den Heu - und Welnzchenden. o

V-t. Der Staat soll die Aehndenbesitzer, es seven Gemeind-
schasten, Schul - und Armenanstaften, oder Partikularen, welch«
eigenthümliche Zehenden ansprechen, und den rechtskräftigen
Beweis ihres Eigenihinns leisten werden, dafür entschädigen.

VII- Es sott in jeden Gemeinden, die -5 Jahre, von -?75
bis i/s?, inklusive, zusammengerechnet werden, und hemach
sowohl vom mittlern Ertrag in Produkte», als vom mittlern
Preis der Produkten dieser Jahre, das Resultat zum Maasstab
genommen werde»; dieser herauskommende mittlere Anschlag
mit i; multipliciert, soll die Snmme des Capitals ft»», mit
welchem die Zehndbesttzer dann entschädiget werden sollen-

Vtll. Diese Entschädigung soll ihnen der Staat in fünf
Terminen, von drei zu drei Jahren, also in einem Zeitraum
von is- Jahren abtragen.

Die Termine dieser Abzahlung, so wie der Zins, zu vier
vom Hundert, die ihnen der Staat von der Hauprsumme aus-
stzt, sollen vom Tage der Promulgation dieses Gesetzes an gc-
rechnet werden.

Die Schuldscheine, welche der Staat gegen die Zehenden-
Z besitzet ausstellen wird, soll das Schazaint als Zahlung für die

r'numfsptcift, welche diese Staatrgläubiger um Rarionalgüler
tresse» möch! en, annehmen, in diesem Falle werden sie von dem
Schazamt auch vor ihrer Verfallzeit angenommen;

Hingegen können diese Scheine auf keine Weist zu Tilgung
der Abgaben gegeben werden

IX. Die Grund - und Bodenzinse sollen von den Grund-
und Bodeuzinspflichtigei! losgekauft werden-

X. Die Grund- und Bodcnzinse, welche in Naturproduk-
ten zu entrichten waren, sollen eben so, wie die Aeheudeii IN

dem 7. Artikel lgeschäzt, rud nach diesem Maasstab bezahlt

werden; ihre Loskanfung soll ebenfalls auf dem Fuß vom ,5.
Pfennig geschehen; das heißt.' D e mittlere Schazung, mit
miilttpiicirt, soll die Summe der Loskaufung ftvn. Das Re-

Mat einer ähnlichen Multiplication mit >5, ist auch die LoS-

kausiingssumme für die Grund - und Bodenzinse, welche in
Geld entrichtet wurden.

XI. !- >. Die Loskanfung soll innert der Zelt von zwei Jahren
geschehen, entweder in baarem Gelde oder mit einer p»n
einem geschwvinen Schreiber ausgestellten Obligation-



«. Die Obligationen sind ans denjenigen Gütern, auf welchen
der Grund-oser BodcnzmS hastete, hypolhesirt; der Ci-
gewhümcr des Gruud- und Bodenzinses, kaun denjenigen,
der ocnfclben schuldig ist, nicht anhalten, eine mehrere
Sicherheit zu leisten,

z. Diese Obligationen gehen im Recht allen andern Hypotheken
vor, die jünger sind als es ursprünglich die Grund - und
Vodcnzinse waren.

4. Diese Obligationen tragen fünf vom Hundert Zins. Der
Gläubiger kann erst nach Verfluß der nächstfolgenden 15
Jahren, das Capital anstünden und einziehen,

XII, H- !> Derjenige der einen so starken Grund- oder Boden-
Zins schuldig ist, daß er dem Eigenthümer des Grundzinses
lieber das liegende Gut, auf welchem der Zins haftet, über-
lassen will mag es thun-

Der Grundzinspflichtige soll aber die rükständigen Zinsen be-
zahlen, wenn er dem Grundzinsbesitzer das Gut überläßt,
so tilgt er damit, nebst oec Kapitalsthuld, nur den im lez-
ten Jahr verfallenen Zins,

z. Der GrnnSzinspflichtige soll von der Bekanntmachung dieses
Gesetzes an, innerr Jahresfrist, das Gut dem Grundzins-
bescher abtreten.
xiit. Auch von allen Bodenzin'e», die auf Gütern haften,

welche durch Naturwirlungen verschwemmt oder verschüttet, und
ganz unbrauchbar, und zu aller Urbarmachung untauglich ge-
worden sind, soll alle Loskaufung und Entschädigung aufhören
und wegfallen.

XIV. Alle andern in den vorigen Artikeln nicht genannte
Feudallasten, sind für jczt an und für immer aufgehoben.

XV. Die Regierung soll sobald als möglich den Gesezge-
bcndcn Räthen ein ausführliches Verzeichnis von den Bedürft
nissen des Staates, von seinen Besitzungen, Einkünften und

H Hilfsquellen eingeben.
xvi. Auf dieses Verzeichniß soll ein allgemeines Aufla-

gensystem, dem n- Art. der Constitution gemäß, beschlossen

und ausgeführt werden.
xvli. Jede über die Zehenden und Grundzinse entstehende

Streitigkeit, entscheidet das Distriktsgericht in erster Instanz.
xvi ll. Die Entschädigung der Weltgeisilichen und Pfar-

rer, welche ihre Competent ganz oder zum Theil durch Aufhe-
bung des Zehenden verlieren, soll ebenfalls durch ein besonde-

res Gesez bestimmt werden, so wie die Unterstützungen, welche
die Schul - und Armcnanstaltcn, wegen dein gegenwärtigen
Gesez bedürfen könnten.

xix. Die Schätzung des Werthes der in diesem Jahre
wirklich zehndpflichtigen Güter, nach dem 2. Artikel, soll durch
eigens von den Berwaltungskammern dazu bestellte Männer,
mir Zuzug sachkundiger Männer ans jedem Orte, geschehen.

Alle über diese Schätzung entstehende Streitigleiien, sollen

in lezrer Instanz, durch die Verwaltungskammer entschieden
werde».

Arau, den --ten Inch 17?».
Leopold N nce, Präsident.

F. X. Weber, Secretär.

Crauer glaubt, man werde ohne Zweifel cène

Commission ernennen allein vorher, da der Beschluß
sehe weitläufig, soll er aufs Bureau niedergelegt und
zum zweitenmal verlesen werden. Devevey verlangt
mehr; der Beschluß soll gedrukt und in drey Tagen
ausgetheilt werden, damit föder bey Hanse und mir
Musse nachdenken könne. Lülhl v 0 n S 0 l. ist glcü
cher Meinung, jedoch nur, wenn ein andrer Vor-
schlag, den er macheu will, nicht statt finden kann.

Der 50. Art. der Constitution will, baß in allen Fi,
nanzsachen das Direktorium Vorschläge machen und
nur ans dies hin die Räthe dclibenren sollen. Nun
fragt es sich, ob die Aushebung des Zehenden, als
einer bisherigen Abgabe, nicht für «ine Finanzsache
anzusehen sey; man soll aber erst berathschlagen, ob

wegen des 50. Art. der Constitution die Resolution
überall in Berathung genommen weroe» könne. Fo«
nerod stimmt Devevey'n bey, findet aber auch,
das was Lüthi gesagt hat, sey von ungeineiuer Mch/
tigkcit, indem dasselbe die Constitution beruhn ; es
finde sich ein anderer Artikel in der Constitution, d»
die Aufhebung der Frndalrechte verlangt; um m»
beyde zu vergleichen und überhaupt Lüthis Antrag na»

her zu prüfen, verlangt er die Niedersetzung einer b«

sondern Commission. Muret glaubt, Lüthi befinde
sich durchaus im Irrthum. Das Direktorium Hai ab

lerdings die Initiative über alle Gegenstände, welche um

mittelbar die Finanzen betreffen; allein wenn ma» dies

zu weit ausdehnen wollte, so würden die Verrichlum
gen und die Freyheit der Gesezgebung ungemem bn
schränkt werden; alles beynahe kann in irgendeinen
Znsammenhang mit den Finanzen gebracht werden.

Die Besoldung, die Territorialeinrichtung der Nexue

blik, hundert mndere Gegenstände hangen gewiß lchc

mit den Finanzen zuiamcn, und könnten also, wenn

Lüthi's Meinung statt fände, nicht ohne AuffàrM
und Vorschlag des Direktoriums in Berathung g»

nommen werden; dazu kommt noch, daß wâch
langst der grosse Rath vom Direktor«? ist aufgefodcrt

worden, sich mit den Fcudalrcchten zu beschäftigen;

übrigens ist die Sache so wichtig, daß er sich der

von Fornerod vorgeschlagenen Commission nicht wll

dersezen will. Laflechere verlangt Tagesordnung
über diesen Antrag und Druk des Beschlusses. Gens

hard ist gleicher Meinung. Fornerod uiid Lutdl
nehmen ihre Antrage zurük, und der Denk der Reste

iucion wird beschlossen.
Ein Brief des Direktors La harpe vom

Messidor wird verlesen und mit Veyfallklatschen bv

gleitet. Laharpe zeigt damit an, daß er bereit sty,
die auf ihn gefallene Ernennung anzunehmen, Mio-

fern das frankische Direktorium, bey welchem "dar,
über angefragt, diese Ercnnung nicht mißbillige. M«

ret fügt hinzu, daß neuern Nachrichten iufolg, ^

fränkische Direktorium die Anfrage Laharpe s aus v

verbindlichste Weise beantwortet habe. Man klaisc?

wiederholt.
Deoevey undStokmann berichten im Namf

einer Commission über den die Besieglung der gnî
lichen und Civilakten betreffenden Beschluß, ^lm

Antrag der Commission wird derselbe verweis -

Cr auer verlangt, daß die Verwerfungsgrunoe
Bulletin eingcrükl werden; auf Lüthi's vo« S '

Antrag, geht man hierüber zur Tagesordnung, > >

er bemerkt, daß der Senat sich durch solche ossii«



z 27
Bekanntmachungen der Vertverfnngsgründe nur die
Hände binde, wie wir davon gestern ei» Beyspiel ge-
habt haben.

Muret berichtet im Namen einer Commission,
über ben Beschluß, der einem lcmanischcn -Bürger
die einfache Legitimation bewilligt. Auf den Antrag
der Commission wird derselbe angenommen.

Eine durch den Statthalter des Cantons Leman
eingesandte Vorstelllingsschrtft wegen der Zehendcn
und Fcudalrechte wird verlesen. U steri verlangt, da
nun der Beschluß über die Fcudalrechte dem Senat
wirklich vorgelegt sey, so sollen über diesen Gegen,
stand eingekomnine Bittschriften und VorstellungS-
schreiben, in einen Carton gehestet und mit einem
Verzeichnisse versehen, bis zur Abschliessung über dies
Geschäft auf dem Bureau zu jedermanns Einsicht liegen
bleircu; auch die vor einigen Tagen dem grossen Rath
mitgetheilten Stücke, wann sie noch nicht zurükgesandt,
zm ukgefodeit werden. G e n h a rd will, daß alles in
beyden Sprachen auf das Bu eau gelegt werde. Are-
ding glaubt, dies leztere ware gar zu mühsam und
weitläufig. Der Dollmctscher Ja yed anerbietet sich
die llebersezung im Auszug zu liefern. Lafiechere
will, man soll durch das offizielle Tagblatt Jedermann
auflodern, die Vorstellungsschreiben über diese und
andcre Gegenstände immer in beyden Sprachen abge-
saßt, einzusenden. Usteri widersezte sich diesem An-
trag und findet, das Pctitionsrecht würde durch ei-
ne solche aufgelegte Verpflichtung sehr eingeschränkt

ch e r
e"'.,.,? ^ ^ >n a nn ist gleicher Meinung. Laflc-

n," iwollen nun auflodern es
îhun. u st e r i ' s erster Antrag wird

traa N-? ^aajiiispekloren erhallen aufAn-
dem Mitglieder, den Auftrag, mit

Druft Aecà/u allein angehenden

acn
b o,, gzìft'vn und For ne ro d bckla-

le» ü Langsamkeit des ofizicl-
Taacu Sitzung immer erst nach 14
an^enBuà."^ Erlangen ernstliche Auffoverung

dcrtbeidà ^ r
' 3 a slin und Lllthi vonSol.

sein ""llchern, daß er jezt wirklich

nachzuholen " Werde von dem Versäumten

dem îr.ch^n î"^ welcher das Direktorium einladet,

spach in Acbtissin von Wurm-
stern wit ihren geflüchreten Schwc-
der '^^>aster znrükzukehren, auch ihre von

!ü-< 5:j-tte wttderrrhaite/michtë, ^'Hr ü»
do» der m-^^onger Ordnung abgefaßt, nicht

aufae«e-, ^ geschrieben, in Arau selbst

von vielleicht wisse jene überall nichts da-
â» Tue Bittschrift sey ferner voll Unwahrheiten;

diese Klosterfrauen hatten keinem guten Rath Gehör
gegeben, und waren äussrst fanalistrt gewesen; alle
ihre Effekten hatten sie geflüchtet und nur auf der
Flucht jcyen dieselben angehalten und nach Rapper-
schwyl gebracht worden; die Kleider habe man de-
nen, welche sich gemeldet, zurökgegebcn; die Kostbar-
ketten des Klosters seyen unter Verwahrung der Ver,
waliungskammcr des Cantons Linth. Der Gcnwal
Schauenburg habe der durch den Krieg so schlimm
mitgenommenen StadtRapperschwyl auf ihr Ansuchen
die diesjährigen Einkünfte des Klosters geschenkt; al-
lein die Stadt hat -den Nonnen erklärt, sie könnten in
ihr Kloster zurükkommen und es soll für ihren Unter-
halt gesorgt werden. Er hoft man werde den Be-
schluß verwerfen. Reding glaubt, die in der Bitt-
schrift enthaltene Erzählung, möge doch so sehr un-
richtig nicht seyn, wenigstens komme sie mit derjeni,
gen ganz überein, die ihm einige aus diesem Kloster
geflüchtet- Nonnen seiner Gegend, gemacht haben;
aus der Darstellung von Fuchs selbst, ergebe es sich,
daß die Stadt Rapperschwyl in der Sache Parthei
ist. Immer sey die traurige Lage dieser guten von
allem Nothwendigen entblößten Nonnen zu beklagen
und er will also den Beschluß annehnken. Lüthi
von Sol. wundert sich, wie die Stadt Rapperschwyl,
nachdem sie die Constitution angenommen hat, sich
an den fränkischen General wenden konnte um von
demselben fremdes Eigenthum geschenkt zu erhalten;
er findet, dies sey unedel gehandelt; da bereits durch
die helvetische Regierung die Klostergüter mit Segne-
ster belegt werden; — wie konnte sich ferner dicSradt
Rapperschwyl anmaßen, den Klosterfrauen ein Wo-
chengcld von zwey Thalern auszusetzen, da die helveti-
sche Regierung fur den Unterhalt der Klosterbewoh-
»er zu sorgen, auf sich genommen hat. Unsere vie
Klöster belreffeydcn Gesetze müssen auch in dem gegen-
wärtigen Fall vollzogen und der Beschluß angenom«

- men werden. R u e pp stimmt Lüthi bei), und bezeugt
wie wehe es ihm thue, Fuchs gegen Unglukliche so hart-
herzig sprechen zu hören. Boxler will die Sache
an eine Kommission verweisen. Fuchs antwortet:
Schauenburg habe der Stadt Rapperschwyl erobcr-
tcs Eigenthum geschenkt, und man habe sich an
ihn wenden müssen, weil er über alles verfügt habe.

Crauer und Genhard wollen eine Commission.
Haseli erklärt, er habe auf Verlangen und aus
Auftrag der Aebtissin die Bittschrift aufgesezt; er kön,

ne seine Vollmacht vorweisen und sey auch bereit alle
angeführten Thatsachengegen Fnchs zu vertheidigen;

Ilnlei-tuttuma der Kacbe. ?>erer wünschte die genaue Untersuchung der Sache. Der
Beschluß wird angenommen.

Am l5ten war keine Sijung in beyden Räthen.



Grosser Rsth, 16. July.
Huber fodert, daß dieRede, mit der der Prä-

ifident lezten Samstag die Feierlichkeit der Eidleistung
eröffnete, in das Protokoll eingcrükt werde. Der
Präsident äussert sich, daß er diese Nede nicht geschrie-
den habe und sich nicht mehr hinlänglich derselben
«rinnere, um sie niederschreiben zu können. Hub er
beharret und fodert, daß der Präsident so gut mögt
lich seine Rede einrücke. Dieser Antrag wird anger
noiumen.

Haas zeigt an, daß bei dem vorgestrigen Feste,
die für die Brandbcschadigten von Fräschelj aufge-
nommene Steuer za Dublonen betrage.

Hub er fodert Niedersetzung einer Commission,
nm eine bcssereUebersetzung des Konstitutionsentwurfs
besorgen rmd jedem Rath ein bekräftigtes Exemplar
derselben in sein Archiv zustellen zu lassen. Auf die
Bemerkung des Präsidenten daß nächstens die Re-
präsentanten aus den italienischen Kantonen ankom-
men werden, die bei dieser Arbeit ebenfalls nöthig
sind, wird der Gegenstand aufgeschoben.

Vom B. Direktor Laharpe wird ein, an die
Gesezgebung sidressirter Brief vorgelesen, in welchem
er für seine Erwählung ins Direktorium dankt und
dieselbe mngeachlet seiner Vorliebe für das Privatle,
den anzunehmen verspricht: zugleich sind Kopien bei
gefügt von dem Brief in welchem Laharpe feine
Erwählung dem fränkischen Direktorium anzeigt, und
von dem freundschaftlichen Antwortschreiben, welches
er von demselben erhielt. H über fodert Einrückung
dieser Briefe ins Protokoll. Herzog begehrt über-
dem abgesonderten Druck dieser Briefe, und Austhei-
jung derselben in ganz Helvetica. Beide Antrage
werden angenommen.

Da der Beschluß über die Besiglung der Arten
vom Senat verworfen wurde, so ward auf Eschers
Antrag dieser Gegenstand aufs neue in die Commission
gewiesen.

Die Bothfchaft vom Direktorium, welche schon
den rz Juli in der Nachmittagssitzung in Aufsicht
des Sitzes des Obergerichtshofes vorgelegt worden,
wird an die Tagesordnung genommen. Haas fodert
«llerforderst Niedersetzung eiuer Commission in Rük,
ficht einer frühern Bothschaft des Direktoriums wegen
Untersuchung der dem Siz der helvetischen Regierung
nöthige« Gebäude und wünscht, daß auch das neue
Ansuchen des Obergerichtshofes dieser Commission zur
Untersuchung übergeben werde. Rellstab glaubt,
das Gesez, welches im May gegeben worden, sey
nicht itnwiederruflich, er mag die Commission zur Um
tersuchung wohl leiden, fodert aber, daß erst durch
heimliches Stimmenmehr, oder durch Namensaufruf
bestimmt werde, ob der Siz der Regierung hier blei-
ben solle, oder nicht. Guter glaubt, jezt sey keine
Rede von Abänderung des Sitzes der Regierung, die-

ier lasse sich nicht ändern wie ein Wirthshaus. K uh n
ist sehr zufrieden mit seinem Aufenthalt in Arau,
allein da er hier Maugel an litterarischen Hilfsmitteln
hat, so fodert er, wie Rellstab, ein geheimes
Mehr über die Zurüknahme des Gesetzes, das den

Regicrungssij bestimmt hat. H u ber sagt: Es sey

schon eine Commission in Rüksicht der Gebäude von
Handen, allein ihr fehlen noch die nöthigen Subfi-
dien. Uebrigens untcrstüzt er Rellstab, baß man
mit geheimem Stimmeumeyr über den Stz oer M
gierung abstimme. Cap ani widcrsezt sich der Z'a,
rüknahme des Gesetzes, welches uns hiehcr sezt, weil

man uns dadurch in eine der oligarchischen chcvmM
Hauptstädte bringen möchte, wo wir wieder aà
Triebfedern der Oligarchie ansgesczt wären: freilich

sichert uns eine siegreiche Armee vor Ueberivàltigung,
allein wenn je von Abänderung des Sitzes die Rede

seyn sollte, so fodere er zu noch grössrec Sicherung,
daß erst durch ein Gcsej bestimmt werde, daß way-
rend io Jahren kein Mitglied der eycvorigcn Regie'

rungen zu Stellen in der neuen Republik wählbar ich:
übrigens will er den Gegenstand dieser Bochschsst

selbst, so wie auch ben der frühern Bothschafc über

die der Regierung nothwendigen Gebäude in die Coin-

mission verweisen. Escher glaubt, man gehe fur

einmahl über den eigentlichen Gegenstand der Koch-

schafr, die nur den Siz des Obergerichtshofes w
treffe, hinaus: die Aenderung des Sitzes der Msta
Regierung sey eme Folge der Entscheidung je-m echea

Frage, über die er sich dann auch das Wort erbitten

will: Er glaubt, der Obeegerichtöhos müsse durch»

aus so lange noch keine allgemeinen Criminal- und

Cioilgesezbücher vorhanden sind, mit der Geftzgebung

im gleichen Ort wohnen, well er täglich sich w/ge»

ben Lücken und Widersprüchen der alten Gcsejbucher

werde Raths erholen muffen : ausserdem sey der Ober»

gcrichtshof der emzige Richter der Gcsezgcbcr unv bei

Direktoren: und in dieser Rüksicht sey es eben °

nothwendig als klug, baß diese immer ihre R'uM
iu der Nähe und vor Augen haben : folglich M ^
Obergerichtöhos mit der Gcsczgebung vereinigt vieibeiu

Hussi glaubt, wir sollen neben der BerathM i'f
den Siz des Obergerichtshofes, auch zug^a) uv

den allgemeinen Siz der helvetischen "
berathen wegen der Erinnerung an Sie frühere Bv

schaft über die erfoderiichcn Gebäude, und u» vi >

Rüksicht glaubt er, kaun niemals der S>z

rung unabänderlich bestimmt werden: er laß! ^
alle Gerechtigkeit wiedcrfahrcu, und will gcrny
bleiben, selbst vorzugsweise, wenn es woguw '

wenn nehmlich Arau uns alle ersoderlichen 6>e»

ohne Kosten des Staates liefern will und in

Zeit liefern kann, dicö glaubt er aber siy i
und daher wünscht er, daß wir durch géhennes v ^
menmehr entscheiden, ob wir hier blliben á»uk,
nicht. (Die Fortsetzung in» LMN v



Der schweizerische Republikaner.
Drei und achtzigstes Stück.

G esezgrbung.
Grosser Rath 16. Julius.

(Fortsetzung.)
Suter begehrt unter dem Vorwand einer

Ordnungsmotivn, Niedersetzung zweier Commissionen,
wird aber zur Ordnung gewiesen. Zimmer mann
fodert, daß, wie gewohnt, dieser Gegenstand an die
hierüber medergesezte Commission gewiesen werde, und
behauptet, man sey der Achtung des Gesetzes und
der Würde der Versammlung schuldig, nicht schleunig
abzustimmen. Spengler folgt Zimm ermann
und glaubt, wenn man über den Sij der Regierung
spreche, so gehe man über die Tagesordnung hinaus.
Cartier folgt ebenfalls und sucht Eschern zu >vi-
verlege», weil der Obergerichtshof allen Kabalen ent-
zogen werden soll. Eben so spricht er wider Hüssi,
weil das Gcsez als bleibend geschlossen wurde.
Bourgois zitiert jedesmal wen» von Zurüknahme
eines Gesetzes die Rede ist, weil dies Schwachheit
zeige; beide Fragen aber, sowohl die des Gerichts-
Hofes als auch die über die nöthigen Gebäude will
ktl" Commissionen weisen. H ü ssi fodert, daß man
abstimme, ob sogleich die Sache in eine Commission
gesandt werden solle, oder nicht. Escher will Tren-
unna der beiden Fragen. Weber folgt und will

Gerichtshof absprechen und den andern
^5? Ä ' Commission weisen. Trösch fo-

f n
fur das Weggehen, weil P!a; genug^ er keine Repräsentanten in Zel-

îewen
s? ^ -Hà'" campiren. H ü ssi sah auch nochî ."""'"m Camp, aber wenn er Plaz für

mewèn ^ ""g suche, so finde er doch keinen zu
I«.-,/.à' Herzog stimmt für Zimmermann,
k.^ ^ ^ Commission Gründe in Nükstcht des Si-

fà /„n. vorbringen soll. Hartmann
Nl Gon

H "^>6 Antrag und will daß die Com-

w»de^en berichte. Haas Host, man

>'ig abstàn^"^ wichtigen Gegenstand nicht schlcu

wir mâ
» » ' könne ja wohlfeil bauen, und

wohnen >
unsrer Nation gemas, einfach

aà V ^ '-rch dem Volk ein qnt.-s Be-ipiei

sà o
" boch den Einfluß des oliga chi-

küiv.'1-u
der grosse,, Städte: wir müssen weder

len? d' r Geistesvergnügen nachjagen wol
G^"kcn w,.-doch - daß wir wie Herkules auf dem

fübre',1 m
"ltd laßt uns alsounsja nicht ver-

suhren Ausserdem sollen wir nicht vergessen, Past
Verbindung mit der grosleu

Ì!>,,n. /^ >cn und uns also ja nicht zu sehr uns

m,n» o Einflus durch zu starke E.itfcr
Ais ^ Grenzen entziehen sollen; (Gemurr).

die Römer noch so viel Siege als Schlachte»

zählten, wohnten fie in hölzernen Hütten; laßt unt
also auch in dem einfachen patriotischen Arau blest
beni Michel will der Commisston auch Zeit geben;
muß aber gleich bezeugen, daß er schon lange für
Weib und Kind ein Haus suche ohne eins zu finden.
Er lach er folgt ganz Haas und Herzog; denn
wir haben mit Hucden mehr Ruh in Hütten, als
mit Fluch in Pallasten: man will die guten Patrioten
in Aeau im Schaden lassen und zu den Oügacchcn
gehen: laßt uns hier bleiben und Geduld haben.
Carrard folgt ebenfalls, weil eine Commission zur
Untersuchung nöthig sey. Koch will durchaus um
Zeit zu sparen entscheiden, ob man den Gegenstand
in eine Commission weisen, oder sogleich abstimmen
wolle. Esch er fodert im Namen der Konstitution
das Wort und sagt: » Eben sehe ich in dem yo. §.
der Konstitution, daß der Obergerichtshof bei den
übrigen Gewalten bleiben soll bis das Vollziehungs-
dirckiorium einen Vorschlag zur Aenderung darüber
macht, nun ist aber kein Vorschlag zu einer Aenderung
vorhanden also verlange ich, daß man zur Tages-
ordnung gehe, weil es sich von selbst versteht, daß
der Gerichtshof mit uns vereinigt bleibt. Guter
will ganz Europa ein Beispiel geben, daß man über

wichtige Sachen nicht mit Leichtigkeit absprechen soll':
er widersezt sich dem heimlichen Stimmenmehr, denn

er will ganz Helvetien zeigen, daß er dessen Wohl
nicht einem Steinhaufen aufopfere: man spreche von
z Millionen Kosten für öffentliche Gebäude, er setze

2 Millionen Menschen Leben dagegen, derenWohl es

erfodcre hier zubleiben. Legier will die Commis-
sion wohl annehmen, indessen giebt er zu bedenken,
daß er lange sehr übel beherbergt war, che er endlich
ein Gemach für sich fand: wenn die Republik irgend
Kosten haben sollte, um Nationalgebände zu bauen,
damit die, welche in amdern Städten vorhanden sind,
den Fledermäusen überlassen werden können, so werde
er sich widersetzen hier zu bleiben, sonst aber ist er

^gerne in Arau. Haas spreche von der rinfachen
- Lebensart unsrer Väter; sie wohnten in Hütten von
' zusammengerollten Steinen, Haas aber läßtsichcine

Hütte von gehauenen Gteinen bauen, klebrigens be-

steht die Hauptsache darin, daß wir immer über uns
selbst Meister seyen, und dieses kann man in Pallä-
sten so wie in Hütten: eben so kann man auch in Hüt-
ten wie in Pallästc» fluchen, im Eegentheij wird der
Fluch in erstem näher beisammen gehalten und wirkt
tiefer auf die Hausgenossen, als in den geräumigen
pallastcn. Wir sollen für die Republik sorgen und hin-
gehen wo ihr Vortheil uns hinruft. Cuftor will
auch eine Commission, die aus jedem Kanton ein Mit-
,lied habe» soll: übrigens gesteht er auch, daß er
sich wunderte, als er hieher kam und an allem
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Mangel fand/ Rellstab folgt der Untersuchung
durch eine Commission nnd Esch e r s Tagesordnung.
Secrctan spricht wider Escher, weil das Direk
rorium ja heute eine Einladung wache. Escher
sagt: Die Konstitution fodere, daß das Direktorium
einen Vorschlag zur Abänderung mache, nun ist aber
durchaus kein Vorschlag zu einer Abänderung, son-
dem nur Mittheilung der Anfrage des Gerichtshofes
vorhanden, folglich beharre ich auf der Tagesordnung.
B o urgois untersiüzt S ecr eta n. H u b e r un-
terstüzt Eschern. Weber will, daß sogleich eut
schieden werde, der Obergerichtshof soll bei der Ge-
sczgcbung bleiben. Secretan beharrt und will
den Gegenstand an eine Commission weisen. Z i m-

mermann stimmt Secretan ganz bei. Esch er
beharret kraft des ho. §. der Konstitution neuerdings
auf der Tagesordnung. Hüssi fodert im Namen
des Vaterlandes endliche Abstimmung. Die Tages-
ordnung wirb angenommen. Der zweite Gegenstand
wird einer Commission zugewiesen und in dieselbe gc-
ordnet: Zimmerman», Graf, Erlach er,
Augsburger, Bcutier, Thorin, Bourgois,
Hüssi, Hartmann, Michel, Ehrmann,
Cartier, Anderwerth, In der m at, Fierz,
Weber, Blattmann.

Haas zeigt an, daß das Bürean zn Bestreikt» g
seiner Bedürfnisse wieder Geld bedürfe, und soderr
daher zooo Franken, die gestattet werden. Kühn
verlangt, daß das Besoldungsgutachten an die Ta-
gesordnung komme, weil man sonst sage, seitdem
wir uns unsre Besoldungen bestimmt haben, beküm-

mern wir uns nicht mehr über diesen Gegenstand:
dieses Gutachten kommt an die Tagesordnung.

Capani fodert neuerdings, daß die alte» Re
gicrungsglieder 10 Jahre von allen Aemtern ausge
schlössen werden K och widersczt sich diesem Antrag
weil es ungerecht wäre, alle ehevorigen Rcgicrungs
gln'der mit emanber zu vermengen: er fodert daher
«ine Commission. Secretan findet die Sache ziem
lieh schwierig und mag der Commission folgen
Kühn sagt: Wichtige Gegenstände sollen erst debat-
tirt werden, ehe sie den Commissionen zugesandt
wert en. C a c r a rd sagt : Wir sollen zur Tagesord-
nung gehen, indem wir schon mchreremaie erklärt
haben, d'ese durch nichts anders als äusserst drin
gende Umstände unterbrechen zu lasfin. Huber folgt,
den» wenn wir alle Oligarch?», oder nur besondere
Klassen derselben ausschließen wollen, so begehen wir
«ine Ungerechtigkeit gegen einzelne Patrioten, dienn?
ter ihnen find, und wollen wir ihre Gesinnungen
richten, so variieren wir uns in Labirinthen, in die
wir nicht hiueinzudringen trachten sollen. Man geht

M Tagesordnung.

Senat, 16. July.
AufVeranlassung einiger Irrungen im Protokolle,

»erlangt Foruerod, baß die Untersekretärs die Pro-^

tokolle immer ein paar Stunden vor der Versamm,
lung den aus dem Senat selbst gewählten Sekretärs
zur Einsicht bringen, damit der Senat nicht immer
selbst durch Tadel und Verbesserungen der Prolokolle
Zeit verliere. Angenommen.

Mnret und Hoch berichten im Namen der über
die Patriotenentschädigung niedergcstzten Commission.

Der Beschluß selbst ist folgender:

Der grosse Rath an den Senat.
In Erwägung, daß cs der Gerechtigkeit Maß

ist, daß die schweizerischen Patrioten, welche v.ndm
ehmaligen Oligarch?,» wegen ihren demokratischen

Meinungen und ihrer Anhänglichteit an die Grund-
sahe der Freiheit, verfolgt worden sind, von diesen

dafür entschädiget werden, und zwar nach Verhält-
niß der Uebel, die sie ausgestanden haben.

In Erwägung ferner, daß es Pflicht der Gssej-

geber ist, zu verhindern, daß so gerechte Federungen
nicht vereitelt weiden, weder durch das Unvermögen,
in welchem mehrere Patrioten sich befinden möchten,

ihr Recht geltend";» machen, noch durch Langwierig-
kcit der alten Rcchtsformen, welche noch nicht aöge-

ändert sind noch durch die Ungewißheit der Gerichts-

stelle, an die sie sich zu wendcn haben,

Hat der grosse Rath beschlossen:

1. Alle Patrioten, welche von den ehmaligen Re>

giklungeii, oder auf ihren Befehl, seit bem M-
fang der französischen Revolution, verfolgt

worden sind, und weiche für die Sache der Frei'

heit an ihren Personen, an ihrer Ehre, oder an

ihrem Vermögen gelitten haben, sollen entsag

digt werden.
2. Diest Entschädigungen gebühren ihnen von den

Oli'Mchen, Urhebern dieser Verfolgungen, swo

das je nach Verhältnis der Uebel, die daraus

auf die Patrioten fielen.
z. Alle Mitglieder eines Korps die das

recht besässen, oder die Richter eines un? cre

desselben Tribunals, sollen, je einer um »u°

den andern, für die Folgen der gefällten w'M -

Sprüche, Verordnungen oder Befihle antt ä ^

die von jenem Korps oder Tribunal an »

gangen sind, belangt weiden können,
denjenigen unter diesen Richtern oder Magn

ten, die sich unschuldig glauben, das R-M
behalten seyn soll, ihre Unschuld zu b^I '

4. Die Entschädigungs - Fooerungen weiden

den Patrioten, in jedem Kanton twcgenon

werden, wo diese Eingriffe wider die M v

und Menscheiirechte verübt worden sind. ^5. Daher wird das Direktorium gehalten sty" ^

Parlheien drei verschiedene Distn'ktsgeitw
dem Kanton, in welchem die Entschädigung

Foderungtn geschehen, vorzuschlagen.



6. Von'diesen drei Berichten sollen die Kläger und
die Beklagten jeder eines verwirfen, ohne daß
sie Gründe dafür angeben müssen, das dritte
wird dann das Gericht der ersten Instanz seyn.

7. Die Appellation wird bei dem Kantonsgericht
offen stehen.

8. Das Gesuch um Cäsation soll in Gemäßheit der
Konstitution ebenfalls erlaubt seyn.

g. Wenn in dem Oistrikrogenchte, wo die Sache
verhandelt werden wird, sich einige Glieder be

fänden, weiche leibst in solchen Foderungeu vor-
wickelt, oder mir einer von den beiden Parchcieu
verwandt wà.en, so sollen dieselben durch dc»
Piäsidenten aus dem nachstgeiegenen Distrikts-
gmchte ersezt werden.

10. Die Beisitzer am Kantonsgerichte, welche sich
in dem Fall befänden als parthelilch angesehen
ju werden sollen durch eme gleiche Anzahl un-
partheiischer Suppléante» aus demselben Kan-
tonsgericht ersezt werden.

11. Wen» die Anzahl der unparthciischen Suppléai,-
ten nicht zureichen sollte, diejenige der abge-
henden Richter zu ersetzen, so wll derPräsideiit
den Parlhcien eine dreifache Anzahl unparchei-
ischec Distriktsrichter aus den nächst n Distrikts-
geeichten, die in erster Instanz nicht gerichtet
baben, vorschlagen. Jede Parthei soll einen
Drittheil der vorgeschlagenen Richter verwerfen,
die Übrigbleibenden sitzen dann für diese Sache

^ Richter am Kanronsgericht.i.. Es soll jed m, der eine solche Forderung macht
^!?"bt leyn, sxjne Sache einzeln zu betreiben.

iZ. Dwàger sollen nicht schuldig seyn, dasRecht

e. versichern oder zn vertrösicn.
4- Wenn mehrere Patrioten eines Kantons sich

vereinigen, und gemeine Sache machen wollen
îv'vmien die Beschuldigten sie unter keinem Vor-
wano nöthigen, sich wegen ihrer Forderungen
jn trennen.

gleiche Klage beschuldigten Oligar-
cyen sind gehalt n, sich alle zugi.ich und m der

ikl ""Zeraamren Ze>tflist zu vcrtheidige».
' ^"er von ihnen einzeln für sich eine be-

sondere Antwort ertheilt. sa soll j.dw der Klä-

no»
«-er übrigen Beklagten K.nntniiZ da-

von haben können.
î'vll dem Beklagten seine Klage mit

^ welche sie uiuernützen sollen, vier-

«-lr vor der ersten Erscheinung in Schrift
r»V, -^be'U'N. Bei dieser ersten Erscheinung

Beklagte dem Kläger ebenfalls seine Vcr-
'^"st.tch mit ihren Luem zukommen

Bwrzehn Tage nachher können die Par
,,v^" bei einer Erscheinung mündlich replizieren
"i

folgen worauf das Urtheil unmittelbar

Jnzident aufgeworfen wurde, so soll
as tribunal dasselbe unterdrücken, so bald es

Z!

unnöthig ist, und diese leztere Frage in alle»
Fällen alsobald und ohne Erlaubniß einiger Wei«
terszichung beurtheilen.
Das Tribunal entscheidet gleichfalls ohne Appel

über den Nutzen eines jeden Beweises, und soll,
wenn Zeugen vorgeladen werden müssen, nur
die nothwendigen Termine gestatten. ES soll
alle überflüssigen Verlängerungen abwenden.

18. Die Richter werden auf einmal und in einem
einzigen Spruch folgende Fragen entscheiden.
i. Haben in diesem einzelnen Fall Enlschädi«

Zungen statt?
2 Wie hoch belaufen sich dieselben?
z. Wer ist sie nach dem Sinn des zweiten Ar»

tikels zu leisten schuldig, und in welchem
Maaße soll sie jeder der Beklagten tragen
helfen?

19. Wenn enicr von der alten Regierung um eiuec
Sache willen verurtheilt worden wäre, für die
er behauptet, daß andere ebenfalls verantwort«
lieh seyen, so soll er sich gegen diese seineS
Rükgn'fsrechts bedienen können.

20. Die Forderungen von Entschädigungen sollen
von den Patrioten in der Zeitfrist von sechs

Monaten, nach Bekanntmachung des gegen»
wäl tigen Gesetzes bei Strafe der Ersitzung oder
des Rcchtsverlusts vorgetragen werden.

21. Hievon sinö die Landesabwesenden ausgenom«
men, welchen zu Vorbringnng ihrer Ansprüche
drey Monate Zeit nach ihrer Rükkehr in Hel»
vetien eingeräumt sind.

Arau, den zten Heumonat 1798.
Hemmeller, Präsident.

Wilhelm Haas, Sekret.

Die Commission geht von dem, wie sie glaubt,
unbestreitbaren Grundsaz aus, daß den um der Sa«
che der Freiheit willen verfolgten Patrioten Entscha«
bigungen gebühren, und daß diese von den Urhebern
jener Verfolgungen bezahlt werden müssen: dagegen
findet die Commission; es sey eben so schwer alS
wichtig, ungerechte, unbillige und übertriebene An«
sprüche zu vermeiden und abzuweisen. Jn dem Be«
schluß selbst vermißt sie eine genaue Bestimmung der

Zeit, von wc-cher an Entschädigungen statt finden
können; die Worte: Seit Anfang der französischen

Revolution, sind verschiedener Auslegung fähig; die
den Beklagten angeraumte Frist von 14 Tagen, um
sich zu verantworten, scheint in vielen Fallen allzukurz

zu seyn; die dem Richter ertheilte Gewalt, über alle
gneidenzen unbeschränkt entscheiden zu können, scheint

allzugroß. Es fehlt die wichtige Bestimmung, nach

Lerstuß welcher Zeit keine Federungen mehr ange«
nommcn werden sollen. Aller dieser Unvollkommen-
heitcn ungeachtet, glaubt die Commission, der Be«
schluß soll angenommen werden. Die Rechtschaffen-
hcit, Billigkeit und Unpartheilichkeit der Richter, werde
hinlänglich vor allem Misbrauche sichern. Indessen



sey zu wünschen, daß das Direktorium die Bekannt'
machung des Gesetzes mit einer Proclamation begleite,
worinn es dem Volk kund lhue, daß wenn die gcsez
gebenden Rathe den verfolgten Pamoie» Entschädi-
gungen bewilligen, sie dadurch keineswegs ungercch-
ten Speeulationcn und unbilligen Bedrückungen der
ehemaligen Regierungen die Thüre zu öfnen gemeint
find, und daß, wer immer von der ertheilten Bcwilli-
gung Mißbrauch machen wollte, sich die Ahndung
der constituirten Gewalten zuz-ehen würde.

Die Fortsetzung im sgsten Stük.

Hauptquartier Bern den -z. Messidor (-. Iul) 6. Jahr.
Der Obergcncral an das Vollziehungsdirkttorinm

der helvetischen Republik.
Bürger Direktoren!

Endlich hat dieser peinliche Kampf, diese finstere
Unruhe, welche der Schweiz neue Tage der Trauer
und dcS Jammers zu drohe» schien, aufgehört. Die
Herzen haben sich der Stimme der Eintracht geöfnct,
und das Antrauen ist wieder in fie znrükgekehrt.

Die Beweise von Anhänglichkeit und Theilnahme,
Welche Ihnen das fränkische Direktorium so eben ge--

geben hat, sind nicht fruchtlos gewesen; Sie haben
fie mit dem Auvdruk Ihrer Dankbarkeit und dem Ver-
gessen alles dessen, was dieselbe stören konnte, crwie-
dert. Ich muß Ihnen bezeugen, Bürger Direktoren,
wie sehr mich diese zarte Handlungsweise rührt^ sie

sichert Ihnen neue Rechte auf die Achtung der fränki-
schen Regierung, und auf die Freundschaft der fränki-
scheu Regierung, und auf die Freundschaft der frän-
kischen Armee zu.

Der gesczgcbende Körper hat Ihnen nunmehr
Mitarbeiter gegeben, die sich durch ihre Aufklärung
und ihren Patriotism ausgezeichnet haben. Die Pfän-
der, welche beide der Revolution schon gaben, bürgen
Ihnen für neue Mittel, sie zu befestigen, und dem
Gesez eine regelmäsige Wirksamkeit zu geben. Ohne
Zweifel werden sie an Ihnen wiederum Collegcn finden,
die geneigt find, einen Weg, den sie schon durch schrie-
ten, andern zu ebnen. Sie wissen eS, Bürger Dirck-
toren, aus der Einigkeit ent pnngt die Stärke: sie

allein kann Sie über Ihre F inde siegen machen.
Jedes Blatt der Jahrbücher unsrer Revolution be-

stätigl diese Wahrheit, und weil wir dies innig füh-
len, der R gierungScommissalr und ich, sind wir an
Willen und Meinungen Eins.

Der gesezgebemoe Körper hat ihm durch die Er-
Nennung von einem der beiden Bürger, auf welche

feine Wahl gefallen war, einen Beweis seiner Achtung
gegeben. Bürger Direktoren, er verdient auch die Ih-
rege, und ohne Zweifel wird er sie erhalten.

Empfangen Sie die Versicherung meines aufrich-
tigsten Wunsches, die glükliche Annäherung, die izt
statt gefunden hat, zu befestigen, und seyn Sie über-

zeugt, daß die braven Soldaten der Armee, die un-
ter meinem Befehl stehen, diesen Wunsch theilen.

Republikanischer Gruß, Schauenburg.

Haupt.Mttier Bern, den iz. Messidor, im 5. Mr.
Der Odcrgeneral der fränkischen Armee in Helve-

lien an den Senat der helvetischen Republik.
Bürger Gesezgeberl

Der politische Horizont der Schweiz war seit eft
niger Zeit verfinstert, das freundschaftliche Vernehmen
zwischen den neuen Obrigkeiten, und den Abgcordne-
te» der fränkischen Regierung hatte dem Misiraucn,
den Klagen und Vorwürfen Plaz gemacht; d/c we-
sentlichsten Dienste waren inißkannt; die givßtc»
Opfer waren vergessen, die Fenide der Freiheit freu-
ten sich, ihr Morgenroth mit Wolke» bcdcke zu sehen,
und die Verlauindung fand manchen dienstvollen Wie-
dcrhall, um die öffentliche Meinung zu hintergehen.

Endlich hat diese Lage der Dinge aufgehört, die
Augen haben sich geösnet, und ein jeder hat eingcft-
Heu, daß die Zwietracht nur den gemeinschaftlichen
Feinden beider Republiken vortheilhast seyn konnte.

Bürger Repräsentanten, Sie haben jezr ein siehe-
res Pfand Ihrer Liebe zur Einigkeit, Ihres ausrichti-
gen Verlangens, die helvetische Revolution zubcftstft
gen, gegeben, indem Sie Männer deren theoretische
Kenntnisse der Schweiz eine aufgckläite Regierung,
und der Constitution getreue Ausicger verspreche», m
das Direktorium ausgenommen haben,; Sie halmibie
Ruhe Ihres Vaterlands gesichert, S-e haben den er-

ftcn Grundstein des glükliche» Bundes, welcher den

Vortheil der beiden Nationen jusammenschmelzeu soll,
gelegt.

Dieser merkwürdige Zeitpunkt ist auch der einer

forthin uuveränderiichen Vereinigung, eines fteimu-
rhigcn, freundschaftlichen Verkehrs zwischen ben ver-
schtcbenen Gewalten.

Lassen Sie uns in unsern Herzen einen Tempel
der Eintracht erbsucn, er führt zu dem Tempel des

Friedens; lassen Sie uns auf dem Altar des Vater»
landes alle gehässigen Leidenschaften, alle bittere Eft
inncrnngcn niederlegen, lassen Sie uns schwöre» ewig
Eins zu sey», schwören, Europa ein rührendes
Schauspiel zu zeigen, das der Freiheit die schönste der

Eroberungen, die der Liebe und UeberrcdlMg erwirbt.
Republikanischer Gruß.

Schauenburg.

Ein sonst gleichlautendes Schreibe» an den groft
sen Rath vom ncmiichen Datum enthielt noch diese

Stelle:
--Da mir die Ehre der Armee zur Bewachung an-

vertraut ist, so muste ich den Widerruf einer Behaup-

lung, welche diese Ehre gefährdete, fooe>»i »o nes

wie ich ader die Beleidigung empfand.» habe, even

so freudig erkenne ich den Eifer an, mir welchem ^der
grosse Rath die Genugihunng beschleunigt hat.
bin mit der vom B. Bille cer gegebnen zuftiehFn;
er hat gefühlt daß jede Rükstcht vor der Noihwen-
digkelt, seinen Irrthum öffentlich anzuerkennen, wei>

chen müsie."



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usterê,
Mitglieder» der geschehenden Räthe der helvetischen Republik.

Vier und achtzigstes Stück.

Zweites Quartal.
Zürich, Montags den zo. Julius 179Z.

Gesrzgebung.
Senat, 16. July.

(Fortsetzung.)

eingesezt werden. Allein er glaubt nicht, daß durch
den gegenwärtigen Beschluß dieser Endzwek errreicht
werde; er will nun denselben Artikelweise durchge?
Hrn. — Laflechere unterbricht ihn, und verlangt.

küthi v. Langnau begehrt eine Ordnungs-^ daß Forncrod seine Privatmeinung nicht eher er»
Motion zu machen. — Das allgemeine Geschrei über öffnen dürfe bis die Discussion für sedermann eröffnet
Ungerechtigkeit der ehmaligen Oligarchcu, sagt er, : >st.> Uste ri erwiedert, Forncrod habe allerdings das
war hauptsachlich darauf gegründet, daß sie so oft ^ Recht, izt zu reden; es sey immer üblich gewesen
Parthe, und Richter zugleich waren; um nun nicht
in den ncmlichen Fehler zu fallen, müssen wir aller-
erß beschließen, daß alle diejenigen unter uns, welche
als verfolgte Patrioten Federungen machen, oder solche

daß wenn die Meinungen einer Commission getheilt
waren, der Berichterstatter zwar allerdings die Mei-
nung der Majorität vorgetragen habe, alsdann aber
die Minorität besonders sey angehört worden; der

Glieder der alten Regierungen find, die beklagt wer-Senat ernenne Commissionen nicht, damit sich ihre
den können, ausweiten sollen, denn es ist off. nbar, k Mitglieder zu einer Meinung vereinigen, sondern da-
daß wir in der vorliegenden Sache Richter und Gescz- l mit sie den ihnen übergebenen Beschluß genau prü-
gebcr zugleich sind: Richter, weil wir bestimmen, ^ sen und erwägen; sind nun durch diese Prüfung die
wer angeklagt werden könne; Gese zge b er, weil
Wir den zu beobachtenden Prozeßqang festsetzen.
Stapfer glaubt, aus dem Bericht der Commission
ergebe sich klar, daß wir nicht als Richter handeln,
sondern, daß den Klägern ein ordentlicher Richter an-
gewiesen ist; wann indeß die ganze Versammlung eö

Meinungen von sieben Mitgliedern z. B. welche eine
Commission ausmachen, nicht vereinigt worden, so

will der Senat nicht allein wissen, was vier Mit-
glieder der Commission für Resultate ziehen, sondern
auch was die übrigen drei denken; Forncrod soll also
angehört werden. Cr auer erklärt, daß sechs Mit?

verlangen sollte so fty er bereit abzutrelte» ; aber dann î glieder der Commission für Annahme des Beschlusses
mußten auch nicht blos die Beklagten, sondern auch 5 gestimmt haben, Forncrod allein sey dawider gewe-die Verwandten von Beklagten z. P. U steri, Rahnu. si w. abtretcen; ferner die ehmaligen Reg'erungs-
v

'"kone, die die Verträge zwischeno,r Stadt Zürich und den Seegemeinden garantircn
n-"" ---

^baten; endlich auch alle die, so

stimmten
" oder zum Krieg gegen sie

sw.. vàgt als Mitglied der Commis-
îu,

e / -v'"', dcr M h'.i?cit abwcich nde Meinung,
c?>- n^ vorl gen zu tonnen. ^
«.nu ^ reine W.ift in der Sache interessirt t Fornerod nicht Mitglied der Commission wäre, so

"5 unp irtheii ch zu fty-i; er findet, die- hätte Muret Recht; aber als jenes, muß er gleich

ni.ri -
Vr» F hlern des B 'chlusscs durch-r nach dem Bericht der Commission sprechen; in den

v,- u ^ Ge-vi ht gegeben und die Folgen ' Commissionen können die Meinungen keiner Mehrheit
er l" kMstehei, N'ußte i. nicht gehörig überlegt; I unterworfen seyn. Fornerod behauptet, der Be-
te,-

den alten Regierungen ungerech-ß icht einer Commission sey so lange nicht ganz auge-
verfolgte,, P-trioten sollen allereings e»t Ihört, bis alle Mitglieder derselben gesprochen haben.

> vaoigt und m den Besitz ihres Eigenthums wieder S Zâsl i n findet, damit die Minorität der Commission

sen; — ihm siy es gleichgültig, ob man Fornerod
izt anhören wolle oder nicht: er habe nur erklären
wollen, daß er selbst für Annahme deö Beschlusses
stimme. Gen h a rd findet, Fornered soll angehört
werden, indem man bis dahin nach jedem verlesenen
Commissionalbericht, alle Mitglieder der Commission
angefragt hat, ob sie etwas beizufügen hätten. M u-
ret meint, allerdings soll Fornerod sprechen können,
nur nicht gleich izt, indem man erst über Lüthi's Ord-
nungsmotion entscheiden soll. Reding: Wenn



besonders angehört würde, hatte in dem Bericht ge«

sag! werden sollen, daß derselbe nur Bericht der
Majorität sey; er will sich indeß nicht widersetzen,
daß man Fornerod anhöre. Lüthi v. Sol. findet
Zäsiins Bemerkung nicht richtig; man sagt: Die
Commmission erklart, gerade so wie man sagt:
Der Se nat erklärt, wann schon nur die Majo
ritat von beiden, der Meinung beigepflichtet hat.
Durch Stimmenmehr wird endßHieden, daß Forne,
rod zu reden fortfahren soll.

Er durchgeht nun die einzelnen Artikel des Be,
schluffes ausführlich und sucht verschiedene ungerechte,
willkühriiche und constitutionswibrige Bestimmungen
und Verfügungen derselben darzustellen. — Die gesez,

gebenden Räthe, sagt er alsdann, — sind aus Pa,
rrioten zusammengesezt; sie können kein ausschließli,
chcs Gcfti für Patrioten machen; sie können nicht
Richter und Parthei zugleich seyn. — Verfolgte Pa,
kriolen, ihr habt eure Feinde überwunden; ein be--

siegter Feind verdient Mitleid, und eure Großmuth
wird keiner Rachsucht Platz geben. Niemals sind in
Frankreich solche zurükwirkende Gesetze gegen vorma,
lige Oltgarchen gegeben worden; nur diejenige aus
ihnen welche gegen die Freiheit und die neue Ord-
nung der Dinge confpirirtcn, wurden verfolgt; die

braven Schweizer werden nicht minder großmüthig
seyn wollen, als die Franken es waren. — Aus
Freundschaft für die guten und verfolgten Patrioten
wünscheich, daß sie durch einen förmlichen Beschluß
aufgefodert würden, dem Direktorium ihre Namen,
die Namen derer, von denen sie Entschädigung fodern
und den Betrag ihrer Entschädigungsbegehren einzu-

geben: hat man auf diese Art eine Uebersicht der Fo,

derungen, welche gemacht werden, erhalten — so

werden die Geftzgcber Mittel finden können, die ge-,

rechten Foderungen zu befriedigen, ohne Unschuldige

zu gefahren, welches, wenn dcrBeschluß sollte ange
nommen werden, unvermeidlich der Fall seyn müßte.

Hoch als Mitglied der Commission, erklärt,
auch er sey ganz unpartheilsch; er bedauert, daß
Fornerod seine Gedanken nicht so wie er es izt that,
der Commission gehörig eröffnet habe, man würde
alsdann-nicht ermangelt haben, in dem Berichte zu
sagen, die Commission sey in ihrer Meinung getheilt
gewesen. Er gesteht, durch den Beschluß werde eine

Thür eröffnet, durch welche Gerechtigkeit und Unge,
rechtigkeit hineinströmen können; den Patrioten müsse

alles daran liegen, ungerechte Fodernngen nicht neben

ihren gerechten zu dulden; und uns alle» muß es höchst
wichtig seyn, zu verhüten, daß nicht unschuldige Haus:
Haltungen in Elend und Dürftigkeit versezt werden.

Müller als Mitglied der Commission sagt, er habe

zur Annahme der Resolution nur in so ferne gestimmt,
wenn der Senat glaube, durch eine Proklamation,
ungerechte Federungen und Plackereien aller Art vor,
biegen zu können. Den Grundsätzen der Resolution

stimme er völlig bei ; aber eben so gewiß sey es auch,
daß wir Geschehenes nicht ungeschehen machen können ;
Gerechtigkeit, Billigkeit und Menschlichkeit erfodcrn
daß w.r gegen die Verfolger nicht eben so hart seyen
ais sic es waren; viele aus ihnen sind mehr bedauernd
würdig als strafbar; bringt man sie durch zu strenge
MaaSregelu zur Verzweiflung, so werden sie sich mit
den Uebrlgcsimiten vereinigen und gegen ihr Vater,
land conspiriren; er hielte es auch für besser, das
Direktorium ließe sich die Foderungen eingeben; als,
dann können die unbilligen abgewiesen und die b:M
gen befriedigt werden.

L a fleche re erhält das Wort für eine Ordnunzs,
motion. — Der Gegenstand, den wir behandeln, habe
auf das Wohl und die Ruhe der Republik so grossen
Einfius, daß er schon früher, eh' Fornerod sprach,
habe antragen wollen, den Beschluß sowohl, als das
Gutachten der Commission drucke» zu lassen; nun
aber schlage er vor, daß die Commission soll ausge»
fodert werden, sich neuerdings zu versammeln, und
den von Fornerod vorgelegten Bericht der Mio,
rität in Betrachtung zu ziehen. Muret findet, diese
beiden Vorschläge können nicht nebeneinander bestehen;
den Druck des Gutachtens, der unnöthige Kosten
verursache, halte er für überflüssig ; es werde hinläng,
lich seyn; wenn dasselbe auf dem Bureau niederge,
legt werde; was Fornerod s Meinung betreffe,
so seyen alle Bemerkungen, d e sich darin finden, der

Commission keineswegs entgangen; sie habe dieselben
in Erwägung gezogen, aber sie sey dadurch nicht auf
die nemlich.n Resultate wie Fornerod geleitet wor,
den; auch die Zurükweisung an die Commission würde
also ganz unnüz seyn. Berthol let verlangt, das

Gutachten soll 8 Tage durch auf dem Bureau nieder,
gelegt bleiben; es sey wichtig, -den Märtinrn der

Freiheit Entschädigung zu verschaffen; adcr eben so

wichtig, daß dieß nicht zufolge eines Gesetzes geschehe,
das durch seine Zweideutigkeit eher ein Apfel der

Zwietracht als der Vereinigung seyn würde. Er un,
rerstüzt Lüthi's v. Langn, und Stapfers Meinungen.
Reding: Es ill keiner unter uns, der nicht über,

zeugt wäre, daß der gegenwärtige Beschluß von un,

gemeiner Wichtigkeit ist, theils um der Folgen willen,
die seine Annahme oder Nichtannahme haben mutz,
theils weil derselbe über den Geist der Gesezgcbung

das vortheilhafteste oder nachtheiiigste Licht verbreiten

kann: darum hätte ich die Rukweisung a» die Com,

Mission gewünscht, und zwar um desto mehr, wen

verschiedene Mitglieder der Commission sagen, I"
hatten dem Gutachten nur beigepflichtet, wenn eine

gleichzeitige Proklamation unbescheidenen und unge

rechten Foderungen vorbeugen würde; nun haben wi

aber dazu durchaus keine Initiative, tonnen all

auch nichts unter diesem Vorbehalte annehmen.
Durch Murets Gründe bewogen, will ich indetz a >

dieser Rükweisnng nicht beharren, aber dagegen »e



stehe ich auf dem Druck; die Kosten soll man hiebe!

nicht scheuen; die Ehre des geftzgcbenden Körpers
ist aufs höchste bei der Sache interessirt; — ihre Be-
Handlung soll auf 8 Tage ajournirt, in dieser Zeit
das Gutachten gedrukt und Fornerods Rede auf dem

Bureau niedergelegt werden; dann erst wollen wir
über Luthi's v. Langnau und Slapfcrs Meinung ein-
tretten. Lüthi v. Sol.: Dem Wunsch verschiedener
Glieder der Commission kann leicht entsprochen wer«

den; sie wünschen zu wissen, was und von wenigem
fodcrt werde In unserem Reglement steht: jede Com«

Mission der beiden Rathe habe das Recht die ihr noth«

wendigen Aufschlüsse und Erläuterungen vom Direk-
torio zu verlangen. Der Senat kann alio das Di-
rektorium einlade», durch den Iustizminister binnen
14 Tagen, di« verlangten Angaben zu Handen zu
bringen und zugleich durch eine Proklamation bekannt
zu machen, daß man hoffe, es werde Niemand um

> massige Federungen eingeben. Lüthi v. Langnau
verlangt, sein erster Antrag soll ohne weitere Discus-
sion ins Mehr gcsczt werben; denn würde er ange-
nomme» so könnte daraus eine Folgerung gezogen
werden, die allen weitern Discussioncn ein Ende und
allen kostbaren Druck u. s. w. überflüssig machte.
Meyer v. Arau spricht für den Druck des Gutach-
tens. Reding findet Luthi's v.Sol. Vorschlag
sehr gut und glaubt, er würde uns allen willkommen
seyn ; nur waltet bei ihm der Zweifel, ob die ange-
führten Bestimmungen des Reglements, welches von
uns noch nicht genehmigt, also auch noch nicht Ge-
sez ist, benuzt werden tonnen. Lüthi v. Sol.: Es
versteht sich doch wohl von selbst, daß wenn Räthe
oder Commissionen nicht die ihnen nöthig scheinenden
Data und Aufschlüsse haben, um über eine Sache ent-
scheiden zu können, sie sich dieselben müssen verschaff
fcndürfen. Bay sagt, obgleich er das Unglück habe,
ein geborner Berner zu seyn, so mache er sich den-
noch kein Bedenken, zu sprechen; er ist weder Glied
der Regierung, noch von ihr angestellt gewesen ; auch
hat er nie Gunst von ihr empfangen; er hat gegen
den Krieg und für Freiheit und Gleichheit gearbei-
tct. Ueber die Grundsatze des Beschlusses ist er mit
der Commission einverstanden; aber in der Abfassung
des Beschlusses des grosse» Raths, findet er so viel
Bedenkliches, daß er glaubt, wir müssen mit der
grosten Sorgfalt die Prüfung vornehmen; er stimmt
also fur den Druck und glaubt, auch Luthi's v. Sol.
Vorschlag könne angenommen werden; wann wir als-
dann die von ihm verlangte Uebersicht der Entschädi-
gungsfoderungen haben, werden wir erst sehen können,
ob wir nicht durch Annahme des Beschlusses die
Buchse der Pandora öffnen würden. Münger
wünscht den Bericht an die Commission zurükzuweisen;
alsdann konnte die Commission das thun, was Lüthi
v. Sol. vorschlägt, ihm mangelt es an allen nöthigen
Erläuterungen. Laflechere unterstüjt Lmhi's v.

Sol. Vorschlag und bemerkt, daß aus dem Kanton
Leman wirklich zwei Bürger sich hier befinden, die
mit Vollmachten der verfolgten Patrioten ihres Kam
tons versehen sind und ihre Foderungen angeben können.
Fornerod findet Luthi's v. Svl. Antrag unvollstän«
dig und tadelhaft; er will, der Senat soll das Di»
rektorium einladen, den grossen Rath einzuladen, daß
derselbe Einwilligung zu der gewünschten Prollama-
tion geben möge ; denn eine solche Proclamation sey
ein Act des Geftzgebcrs, weil darin» eine Frist müsse
bestimmt werden, in der die Foderungen sollen ein-
gegeben werden; die Uebersicht derselben müsse voll,
standig seyn, und ais geschlossen können angesehen
werden. Muret bemerkt, es seyen nun fünf oder
sechs verschiedene Anträge gemacht, über die man
ohne Ordnung und durcheinander rede, wodurch die
Lerwikiung des Knotens stets grösser werden müsse;
er schlägt also vor, die Discussion für heute abzubre,
chen, und morgen sie wieder fortzusetzen; man werde
indeß Zeit haben nachzudenken, und sich dann leichter
vereinigen können. Der Antrag wird von allen Sei,
ten unterstüzt. Lüthi v. Langnan dringt neuerdings
darauf, daß seine Meinung in s Stimmenmehr gesezt
werde; denn, sagt er, ihre Annahme würbe allem ein
Ende machen. Beschließen wir das Austretcn der selbst
interessirten Mitglieder, und findet es sich alSbann,
daß der grosse Rath das nämliche nicht beobachtet
hat, so ist alles Geschehne nichtig. Bundt: Dann
verlange ich aber auch, daß alle Mitglieder der alten
Regierungen, und alle die zum Kriege stimmten und
mitzogen, auch abtreten. Erwirb unterbrochen, und
man beschließt Vertagung auf morgen.

Der Brief des Direktor Laharpe an die gefez-
gebenden Räthe vom 21. Messidor; sein Brief an das
fränkische Direktorium und die Antwort desselben,
werden unter lautem und wiederholtem Beifallklat-
schen verlesen. Auf Bay's Antrag sollen diese Briefe
in beiden Sprachen im Bulletin abgcdrukt werden,
mit dem Beilaz, daß sie unter Bezeugung des lebhaft
testen Beyfalls seyen angehört worden. Es lebe, ruft
Bay, die grosse fränkische Nation, und ihr edles
Direktorium! Es lebe die helvetische Nation und uns
ser würdiger Direktor Laharpe!

Grosser Rath. 17. July.
Ander werth trägt im Namen der Cocarden»

Commission die Fortsetzung des Gesezentwurfs über
die Cokarden vor und schlägt diesem zufolge gutächtlich
vor, daß diejenigen welche den, der die Cocarde trägt,
darum beschimpfe», das erstemal vom Cantons-
gericht 14 Tage zur Gefängnisstrafe verurtheilt und
das zwcitcmahl als öffentliche Ruhestöhrer criminal!«
ter behandelt werden sollen. H über fordert erst
noch einen Zwischenartikel vorgehen zu lassen zwn
schen den Strafen des Nichttragens und denen
des Beschimpfens der Cotarde: er glqubt, da es jedem



Bürger begegnen kennte feine Cocarde zu vcrliehren,
oder zu vergessen so sol! die dritte Strafe des Ver-
lustes der bürgerlichen Rechte, nur bann statt haben
können, wenn einer nach der zweiten Strafe nicht bc-

weifen kann, daß er die Cocarde in der Zwischenzeit
getragen habe. Dieser Zwischensaz wird einmüthig
angenommen.

Rellstab fodert, in Rüksicht Anderwerths
Antrag, daß das Distriktsgericht statt dem Kantons-
gericht die Strafe ertheilen könne. Zimmer mann
glaubt, das Distriktsgericht chade nicht Gewalt vier-
zehntägige Gefängmßstrafe ausznfprechen. Rellstab
beharret, und wird von Ackermann und Secre-
t a n unterstüzt. Graf stimmt Zimmer m a nn bei,
weil die Gefangnißstrafe im Canton Sentis so wich-
tig geschàzt wird, daß eine solche Strafe nicht dem
Distriktsgericht überlassen werden kann. Zimmer-
mann beharret. Hub er sagt: Da erst der 2te Feh-
ler criminaliter behandelt werden soll, so kann die
Bestrafung des ersten Vergehens nnr dem Distrikts-
gericht zukommen. W ü r s ch folgt ganz H u bern.
Rellst a b s Antrag wird angenommen. Der Statt-
Halter des Cantons Linth übersendet die Prokiama-
tion gegen das falsche Gerücht der Calenderanderung
und dankt für die weise Verfügung der Gesezgebung über
diesen Gegenstand.

Huber zeigt im Nahmen der Besoldungscom-
mission an, daß dieselbe die vom Senat verworfnen
Befoldungen nicht ändern könne, und schlägt also
vor i. den Weiblc» 200 Nlhlr. zu geben. Escher
glaubt, daß der grosse Rath nicht befugt sey, einen
Gcsezesentwurf den der Senat verworfen hat, unge-
ändert demselben wieder zuzusenden, er verwirft also
den Antrag der Commission und fodert eine geringe
Verminderung dieses Gehalts. Zimmer mann ist

Escher s Meinung, glaubt aber der Vorschlag sey

geändert, denn jezt stehen 200 Nlhlr. statt 50 Dublo-
nen. H über sagt, es sey nur aus Versehen daß 200
Nthlr. statt ^oDubl. stehen, denn die Commission habe
aus voller Ueberzeugung den gleichen Vorschlag wie-
verholen wollen. Das Gutachten wird angenommen.

Weiter schlägt die Commifston vor, daß der Ober-
schreibcr auf Kosten des Staats ein Logis erhalten,
und ißO Dublonen Besoldung haben solle. Escher
wiederholt feine erste Bemerkung und sagt: der Senat
habe den ersten Antrag a!s zu stark verworfen, nun
sey dieser Vorschlag noch stärker, denn eine freie Woh-
nnng betrage mehr als 20 Dublonen jährlich, indem
ers jedermann frage, ob in Arau ein bequemes Logis
für 20 Dublonen zu erhalten wäre? Er verwirft also
auch diesen Antrag, und fodert Herabsetzung des Ge-
Halts. Erlacher will, daß der Oberschreivec kein
Staatsgebäude bewohnen soll. Rellstab glaubt, es
sey u.entbehrlich nothwendig, daß der Oberschreiber
zu Aufbewahrung seiner Papiere ein Haus von Sei-
ten des Staats erhalte. Herzog stimmt für Erla-
cher, und will iLo Dublonen Besoldung ohne Logis

6

bestimmen. Weber glaubt, der Oberschreibcr deS
grossen Raths bedürfe mehr Belohnung als der deS
Senats, wegen mehrerer Arbeit, glaubt aber die Woh»
nung von Seile des Staats sey unentbehrlich noth-
wendig. — H über glaubt, die Aufsicht über die Ar»
chive erfodere durchaus eine Wohnung für den Ober»
schreibcr bei der Canzlei; in Ruksichc Webers Be»
mctkung schlägt er vor, dem Oberschrciber des Senats
izO, déni des grossen Ralys ifjo Dublonen zu ge-
den. Ackermann folgt ganz Hubern. Secretan
ebenfalls. Koch unterstüzt das Gutachten, und wiss
dem Oberschreibcr des Senats 165 Dublonen geben.

Carrard stimmt für eine Wohnung für die Ow»
schreibet, und will 170 Dublonen dem Oberschreiber
des Senats ordnen. Huders Antrag wird ange»

nomm.n. (Die Fortsetzung im 8zftcn Stük.

Die gcftzgcbendcn Räthe der einen und unthcilbtlttn
hclvelischcn Republik, an den Burger Schaucii-

bürg, Obergenerai der fränkischen Alince in

Helvelicn.
Arau den 4ten Inly 1798.

Bürger General!
Die gesezgebenberl Rathe haben mit dem Ausdruk

des größten Vergnügens und mit dem Gefühl der

aufrichtigsten Oaukbuikeit ihren Brief vom i2ten Mes»

sidor angehört. Auf die mit Wolken getrübt,» 5age

sollen nun die schönen Tage des Fiievens und der

innigsten Eintracht folgen. Die gcfezgebendcn Rathe

bitten sie, B. General, ihr,r Versicherung vollen

Glauben beizumessen, daß das lebhafteste Da»kge»

fühl gegen die grosse Nat.on, welche Helvetic» seine

Freiheit gab, und gegen den tapfern General, dessen

sieggewohnten Hände ihre Altare in einem Lande-
das sie aus solchen Hänb.n zu empfangen würdig

ist, aufgerichtet habe», keinen Aug.nbiik aufgehört

hat, und auch nie aufhören wud, in veu Herzen der

Stellvertreter der helv, tischen Nation unverändert

fortzuleben.
Daß die Wahl der beyden Manner, welche die

gesczgebenven Rathe in das Director um beruft» ha»

bcn, ihren Beyfall fand, dienr lyaeu zur Freude und

zur Beruhign ig. Seyen Sie versichert, B. Genera
daß Sie immer nach ihrem Beyfall strebe» wecoen,

und auf welche Weife dörften ye denfelbe» S/?/
erhallen,als wann sieden Fußstap.cn der framostsá^
Nation folgen, und zu den ersten Sielte» decRepubur

diejenigen wählen, oie sich durch ihren Patriot^»'»»-
ihre Verdienste, »nd ihre Fähigsten derselben wur»

dig gemacht haben.
Nehmen Sie »och, B. General, die Verstehen! >3

des wärmsten Wunsch.s unsrer Herzen au, drs rwu»

fches, uus immer der Wohlchateu oer grossen Rmw'/
u»o der Achtung ihrer Geichäftsträger, weiche >>e

cer unS vorstelle», würdig zu betragen.
Republikanischer G rust.



Der schweizerische Republikaner
herausgegebe«

von Escher und Usteri/
Mitglieder» der gesezgebenbeo Räthe der helvetische» Répudié

Fünf und achtzigstes Stück.

Zweites Quartal.
Zürich, Dienstags den zi. Julius i?9t.

Muth unsers Volks denkt, welches noch keine Anffa^
gen bezahlt hat, so schaudert ihm vor der Summe,
M aus allen diesen Besoldungen herauskommt, selbst
ehe die Entschädigungen für die Zehenden und dienere
fvdcrlichen Anstalten für Erziehung n. 0, g. mit dazu
gerechnet werden, und welche darunter durchaus leiden
müssen. Koch findet, 150 Dublonen seyen durchaus
nöthig um bürgerlich in einer Stadt zu leben, und
bittet Eschern um Unterricht in der Oekonomie, w nn
er weniger bedarf: die Oekonomie müsse da anfangen,
wo stch die Stellen sehr vervielfältigen, also nicht hier,
wo nur vier Secrekairs und drei Dollmetscher sind:
er will den Seeretairs des Senats nur 140, denen
des grossen Raths 150 Dublonen geben. Custor
folgt der stärkern Besoldung, weil die fitzende Lebens,
arr ungesund ist, er stimmt also Webern bei.
Sch lumps sagt, in seinem Lande sey es bekannt,
daß die wohlfeilsten Knechte die theuersten seyen, weil
sie nichtS thun, dies denke er, sey hier auch der Fall,
und daher stimmt er zum Gutachten: die Pfarrer be,
kommen die Kamine voll Schinken, können also mit
weniger sich begnügen, unsre Secrekairs aber nicht.
Anderwerth bezeugt, daß das Volk sehr unzufrie,
den ist über unsere starken Besoldungen, allein unsre
Secrekairs sind so sehr beschäftigt, daß man densel,
den keine geringe e Besoldung als 150 Dublonen ge,
den kann, den Dollmelschem aber bestimmt er 120 Du,

« «V. lttlt I lttylk D àîONêll. E ü k k â t ^ l) â) Uììî) Ä? ì I) k»

YI?„ den müßten, und verwirft also auch diesen I Se er eta n stellt die Schwierigkeit des UeberfttzerS
einirag mit Bitte um f>e- nkceànn» i.»».»..»,».,» vor, uad begehrt also, daß die Dollmetscher gleich dew

Secrekairs nach dem Gutachten besoldet werden.
H ü ssi stimmt in Rükncht der Secrekairs des grossei»

Raths dem Gutachte» bei; den Secrekairs des Se,
nats aber bestimmt er 125, dem Dollmetscher 140
Dublonen, und folgt dem Gutachten m Ruksicht der
Dollmetscher in beiden Sprachen. Das Gutachten

Rapport, wird angenommen, ausgenommen daß die Secrekairs

- "" U-îtersccretârs des Senats etwas des Senats nur 120 Dublonen baden sollen.

Sà. Web„ folat, und will de» Secre-s Endlich schlagt die Commission vor, daß die Be,
des Senats 120 ädnblonen acbcn Escher be, I wldung der Copisten von den ObersecrctairS unter

bett er bei Bestimmung aller' Besoldungen. I Aufsicht der Saalinspektoren nach ihren verschiedenen

!>,.W ""f die Quellen Ruksicht nimmt, aus d neu » Fähigkeiten bestimmt werden soll. Angenommen,
biefilben herkommen solle», und weun er an die Al I G raf sagt: Da das Volk, dessen Stellvertreter

Gesezzebung.
Grosser Rath 17. July.

(Fortsetzung.)
Ferner schlägt die Commission vor, den Secre-

tairs und Dollmetschern izc» Dublonen zu geben, und
solche» Dollmctschern die beide Sprachen übersetz n,
2oo Dubwnen. Esch er fühlt sich verpflichtet, auch
hierwider Einwendung aus den schon angegebnen
Gründen zu mache», und dieselben nun noch auezu,
dehnen. Von Anfang der Besoldungsbestimmung an,
dachte er jedesmal, wenn eine Summe bestimmt wurde,
^aß das arme Volk HUvetiens, ein Volk das bis jezt
noch ke,ne eigentlichen Auflagen entrichtet hat, diesel!
den bezahlen soll, daß also jede Dublone die überstüs
stg ausgegeben wird, manchen Hausvater diückcn wird,
daher glaubt er, man sey, besonders im Anfange der
Republik, zur strengsten Oekonomie vervflichtet: er er,
wnert zugleich an jene Bothschaft des Direktoriums,
daß auch die Ehre der Republik zu dienen, bei dcn
Besoidungsbestimmuiigen in Anschlag gebracht werden
mochte. Nun glaubt er bei lebenslänglichen Stellen,
wo bei Wohlvcrhalten neue Beförderung zu erwarten
ich, dürfen die Gehalte merklich niedriger angesezt
werden, als bet Stellen, die nur kurze Zeit dauren:
er stellt endlich vor, wohin es uns führen würde, wennwir alle Beamten, die in Städten leben müssen, also î
liu, s- w- mit 1500 Gülden jähr? ê blonen.

Antraa Und verwirft also auch diesen

folat àAbsetzung. Zjmmermann
den Svrâ/en'^ '!>' Ruksicht der Dollmetscher in bei,
unterïîk,-? ^ ^ verwirft das Gutachten. H u b er
sti iim, s,n» n

wie die Besoldungen be-

bekleidend "àir, daß nicht nur Reiche solche Stellen
dabei tn

fvndern jeder mit einer Haushaltung
W-ckti kei/dè"m Haas, in Betrachtung der

doch will e h
" à' lümmt er sür den Rap>



«vir sind, unsere Besoldungen zu hoch findet, so wäre
«6 edel und schön an uns, wenn wir von denselben
jährlich 50 Dublonen auf den Altar des Vaterlandes
legen, und dadurch ein Beispiel von wahrer Anhang-
lichkett an die Constitution geben würden. Custor
folgt, und will dieses Opfer den Armenanstalten ins
besondere bestimmen. Michel folgt, aber will, daß,
statt ein Opfer zu bringen, wir die Besoldung Herab-
setzen. Er la cd er unterstüzt ganz Graf, nicht aber

Michel, weil er freiwillig geben will, und noch
nicht weiß, wie viel wit bedürfen. Schrumpf dankt
Grafen für das Ovfer das er bringen will. In sei-

nein Kanton sage das Volk, wer nicht für sich selbst

Hausen (sparen) kann, kann es auch nicht für den

Staat, daher sollen wir dem Volk zeigen, daß wir für
uns Hausen können, und nicht wieder abbrechen, was
wir in drei Tagen aufgebaut haben, er will also zur
Tagesordnung gehen. Hüssi erkennt neben den

Gründen, die uns bestimmten eine so hohe Besoldimg
für die Volksrepräsentanten festzusetzen, auch die Stim-
mung des Volkes, dit wider dieselbe sey, daher stimmt

er, daß wir unsre Besoldungen auf 250 Dublonen
herabsetzen. Hnber sagt; ein Opfer könne nicht als
Geftz erkennt, sondern nur durch Beifallzuruf ange-
nommcn werden: das Besoldungsgesez sey mit so

viel Sorgfalt gemacht worden, daß es lächerlich wäre,
nun auf einmal dasselbe zurükzunehmen: das Vater-
land will nicht nur bedient, sondern gut bedient seyn;
er fodert also, daß diese Frage aufgeschoben werde,
undkann höchstens Hüssi beistimmen. JnRüksicht auf
Opfer verlangter, daß man erst abwarte, bis man sehe,

ob das Vaterland dasselbe bedürfe; er will also Tages,
ordnnng. Man ruft zum Abstimmen und erkennt durch

dasselbe die Tagesordnung, welcher zufolge man in
der Behandlung des Reglements der beyden Rälhe,
V. Abschnitt fortfährt. Im §. il. wird auf Kühn s

Antrag durchgestrichen, daß die gefallenen Mcynun,
gen ins Protokoll eingetragen werden sollen.

Im §.21 wird aus Escher s Antrag bestimmt,
daß die Sckretairs in Anstellung der Copiste» die Saal-
inspcktoren zu Rathe ziehen müssen.

Dcr 22. §. welcher dem Bureau einen eignen Ab-
Wärter bestimmt, wird auf CarrardS 'Antrag

' durchgestrichen. ^AufHübers Antrag wird der iy§.dahin bestimmt,
daß die Dollmetschcr die Ucbersezungen des Bureau
besorgen sollen wobey ihnen jedoch die Personen des

Bureaus selbst nöthigen Falls bchülflich seyn sollen.

Auf Se eretan s Antrag wird der Titel des VI.
Abschnitts dahin abgeändert: Von den Staats-

^K u
h"n fodert, daß im VII. Abschn. der z 5. geändert

werde: weil cr die wenigen Falle bestimmen will, in weh

chen ein geheimes Commtte statt haben soll, indem wir
zu häufig geschlossene Sitzungen halten. Huber glaubt,
man könne nicht alle Falle bestimmen in denen die Si

tzungen geschlossen seyn sollen, daher nnkerflüzt er aanz
das Gutachten. Seerctan und Weber stimmen
Hubern bey. Carrard glaubt den Gegenstand

"

zu wichtig für schleunige Abstimmung und fordert da,
her Vertagung. Secretan will Zurukweisunq in
die Commission ^um einen besondern Abschnitt über
das Reglement der geschloßnen Gizungen zu entwer»
fen. Dieser Antrag wird angenommen.

Caemintran und Augsburger leisten den

Bürgereid. ^" !' '

Nachmittags 4. Uhr.
Das Direktorium übersendet einen Matrimonial,

streit, der schon vor dem Bischöflichen NunziuS beur,

theilt wurde, und über den ma» nach Rom appelli,
reu wollte, eS fragt um Auskunft hierüber. Kühn
glaubt, nun sey kei e Rede mehr von auswärtigen
Tribunalien. I» Rükstcht der Wicht'gknt ähnlicher
Gegenstand« fordert er eine Com/uiss on über das All,

gemeine derselben. Herzog fund Huher folgen;
eben so Carmintran. Die Commission wird ange,

nommen, und in dieselbe geordntt: Koch, Custor,
Blatt m an». Carrier und Hartmann.

Das Direktorium übersendet une Bittschrift der

Gemeinde Adetschwyl im Canton Zürich, die fragt,
m welchen Distrikt sie gehöre. Auf Resist ab s M
trag wird der Gegenstand in die Zürcherische DiMs-
kommisston gewiesen.

Die W-tlwe Garsin, bei Nion,. welche derN-u

tion eine gewisse Summe schuldig ist, begehrt von

dieser Schuld, statt der Entschädigung über die ssiu«

dalrechte, die sie zu fodern hätte, befreit zu werden.

Zimmcrmann fodert Vertagung, bis über die Feu,

dalrechte abgesprochen sey. Kühn folgt, bittet aber

daß die Vertagung nicht ewig sey. Angenommen.
Zehendenbesltzcr aus der Gemcmde Niedere

buch site» im Canton Solothmn, beklagen W'
über ihren Verlust, und da sie die Summe des Werths
dieser Zehenden schuldig sind, und dafür rechtlich st,
trieben werden, so bitten sie vor diesem ReäMneo
bis zur Entschädigung gesichert zu seyn- Partie
fodert Verweisung in die Feudalcomnusston. H",
sagt; diese Commission seyn schön aufgVößt-
ihren Bericht gemacht habe. Escher wideripn«?

Hubern, weil eme Commission nicht aufisiloisi
bis ihr Vorschlag zum Ge'cz wird. Carrard »

theidigt Hubern wider Eschern, dem 7^-
Constitution gemäß. Der Gegenstand wird aufsrich»^ -

Die Gemeinden Hindeibank und Burgdv l

machen Vorstellungen gegen Aufhebung der Zche»v ^
Escher fodert Uebersendung dieser Beschütt tin

Senat, indem jede Bittschrift dahin abgegeben we>s
'

soll, wo ihr Gegenstand in Untersuchung liegt. V' '

zog will Tagesordnung, weil wir aus unsre» eig'

Vernunft Gesetze machn, sollen. Fierz f»^
zog, weil nicht Gemeinden, sondern wir Gesetze



chen soffen. Escher begreift nicht, wozu denn Bitt-
scheiften dienen sollen, wenn man von denselben keinen
Gebrauch machen will; freilich sollen wir aus eigner
Vernunft Gesetze machen, allein wir sollen, da wir
nicht allwissend sind, auch mit Vernunft die Vorsiel
lungen anhören und benutzen, die uns von einzelnen
Theilen des Volks, dessen Stellvertreter wir sind, ge-
macht werden, und daher beharret er auf der Vcr-
Weisung an den Senat. Michel ist kräftiglichst
Eschers Meinung, denn jezt sind wir nicht mehr
mit den Zehenden beschäftigt, und sollen also wiche
Bittschriften dahin senden, wo der Gegensianv behan-
belt wird; übrigens Host er, daß uns bald unsre Ar-
beit wieder zugewiesen werde.

Das Direktorium übersendet eine Bittschrift von
dem Erziehungsinsiitut des Mushafens in Bern,
welches durch die Aufhebung des Zehcnden ganz in
die Unmöglichkeit gcsezt wird, forldanren zu können.
Haas findet ähnliche Bittschriften natürlich, denn
jezt muß allmähiig auffallen, daß die Entschädigung
für aufzuhebende Feudalrechte unmöglich werden
könnte. Er fodert, daß auch die Bittschrift in den
Senat gesendet werde. H über sagt: Wenn wir als
les in den Senat senden, so fallen wir in die Hände
des Senats, ohne ihn je in unsre Hände zu bekom
men. Kühn sagt: Nur dann wann ein Gegenstand
vor dem Senat schwebt, werden wir die ihn betreffen-
den Bittschriften demselben zusenden. Cartier so-
vert Verweisung dieser Bittschrift an die Commission
über Entschädigung der Armen-Schul- und anderer
Anstalten. Bourgois folgt Cartier, Lnscher
ebenfalls. Rellstab vertheidigt die Aufhebung der
Zehenden, und findet, daß wer dieselbe nicht befö-
dere, kein Patriot und kein braver Mann sey, denn
die Constitution fodre sie; er will Tagesordnung.
Kühn verlangt Verweisung ^ den Senat, und be-
gehet, daß keine solche Aeusserungen mehr geschehen,
wen jonst die Versammlung unter den Despotismus
em. r Faktion käme, und er ein freier Mann bleiben wolle.

und H über fodern Abstimmung und
L.»ft)ebung oer Sitzung. Der Gegenstand wird in
die Commission nach Cartiers Antrag gewiesen.

^"ter sagt; da die Versammlung mißstinmit
sey, so fodcre er Aufhebung der Sitzung.' Er la cher
unv verzag linkerstüzen diesen Antrag, und wollen,
daß keine Ächnngen mehr Nachmittags gehalten wer-Urtier, Rellstab und Grafenried wie-
derwtzen sich der Aufhebung der Sitzung. Huber
folgt nun auch Cartiers Vorschlag der Fortdauer
oer Versammlung, welche augenomincn wird.

' Der Statthalter des Cantons Oberland übersen-
vet eine Bittschrift von der dortigen Verwaltungs-
rammer und Camonsgericht, im Namen der Alls-
jch'-sse dieses Cantons, wider die Aufhebung des Ze-
ycnden. Haas fodert Verweisung dieser Bittschrift

an den Senat. Escher folgt, und hoft, da von gar
nichts andern, als den Zehenden die Rede ist/s»
werde diese Verweisung keine Schwierigkeiten leiden.
Michel folgt, und der Antrag wird angenommen.

Ein Brief eines alten Bürgers B. 8 "scher, wird
verlesen, er enthält Klagen über Mangel an Rcl-gio-
sität und Moralität. Da aber weder Aufschrift noch
Unterschrift vollständig sind, so geht man zur Tages-
ordnung.

Der Statthalter des Cantons Zürich zeigt an,
daß die Bittschrift der Gemeinde Adetschwyl fälsch-
lich im Namen der ganzen Gemeinde übergeben ward,
und also keine Emfrage über die Disiriktseincheilung
dieser Gemeinde statt habe. Escher glaubt, der Ge-
genstand bedürfe doch einer Erläuterung, indem Adet-
schwyl wohl in den Distrikt Wald pfarrgenössig,
aber civiliter in den Distrikt Fehrallorf gehöre,
er fodert also Verweisung an die Züncherische Distrikts-
eintheilungscommission. Kühn folgt Eschern, will
aber ein Gesez gegen Hintergehungen der öffentlichen
Gewalten, die hier-statt habe. In dieser Hinsicht wird
der Gegenstand den vereinigten Commissionen über
Verläumdung, Preßfreiheit u. d. g. übergeben.

Die Gemeinde Altbüren im Kanton Luzern
verlangt Aufhebung des Mühlenzwangs, indem sie

hoft, daß dieses auch unter Aufhebung der Personal-
Feudalrechte begriffen sey. Kühn fodert Verweisung
an die Ehehaftencommissicn. Hecht unterstüzt die
Kilte dieser Gemeind und glaubt, die Sache ver-
siehe sich von selbst, daher fodert er Tagesordnung,
welche angenommen wird.

Ein B. Bischof, Hinterlaß in Wifflisburg
klagt, daß diese Gemeinde ihre Hintcri'äße vertreiben
wolle und fodert also Recht gegen diese Kewaltthä-
ligkcit. Sccretan sagt, die Gemeinderechrscom-
Mission werde bald Bericht erstatten, indessen will
er diese Gmeinde aussoder», diesen Bürger nicht zu
vertreiben, sondern provisorisch zu dulden. Carmin-
trail glaubt, der Gegenstand müsse erst untersucht
werden, ehe man auf diese Art abschließe, er fodert
also eine Commission. Kühn und Ca r r a rd folgen
Secret«», weil nun eine Stadt nicht mchrR.chtc
habe als jede andere Gemeinde. Secretans Mei-
nung wird angenommen.

"Die Munizipalität von Arau tragt in einer Bitt-
schrift vor, daß sie höre, die Volksrepraselitanten
klagen über Mangel an Plaz und über zu hohe Presse
aller nöthigen Gegenstände: sie wünscht also, daß
von der Gesezgcbung aus, oder durch ihr zu crlhei-
lende Vollmacht, die nöthigen Zimmer in Requisition
gesezt und die verschiedenen G-gensiände taxirr wer,
den. Diese Bitschrift wird in die gestern in Rüksich-
des Regierungssitzes ernannte Commission gewiesen.
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Bericht der zn Ullterslichang des Beschlusses über
die Entschädigung der verfolgten Patrioten nie-
dergc sczten Esmml sst o n.

(Dein Senat« in der Sitzung d. 16. July vor-
gelegt von Mure t.)

Die ernannte Commission, zur Untersuchung des
Beschlusses vom zten July, in Bezug auf die Ent.
sihäd-gungen welche „denen um ihrer demokratischen
Gesinnungen und um ihrer Anhänglichkeit an die
Sache der Freiheit, von den ehinaligen Oligarchcn
verfolgten Schweizer-Patrioten zu bewilligen sind"
stattet ihren Bericht folgendermaaßen ab.

Eine der wichtigsten Fragen, welche von den ge-
sezgcbendcn Rachen behandelt worden, ist diejenige
» der den verfolgten Patrioten gebührenden Entscha-
dignngcn"; es ist eine schwere Frage, und der Be-
weis hiesur ist die Lange der Zeit, während welcher
sich der grosse Rath damit beschäftiget hat.

Es scheint ein unwidersprechlicher Grundsatz zu
seyn, daß denen für die Sache der Freiheit verfolgten i

Patrioten Entschädigungen gebühren.
Eine eben so unumstößliche Wahrheit scheint es,

daß diese Entschädigungen von den Urhebern dieser
Verfolgungen bezahlt werden sollen.

Allein, die Federungen derjenigen zu vermeiden,
welche sich als verfolgt vorgeben, und es doch in der
That nicht gewesen sind, so wie auch die übermäßigen
Federungen derjenigen, die wirklich verfolgt waren;
dem Schuldigen, und allein dem Schuldigen bei-
zukommen, den Grad der Schuld eines jeden zu ent-
scheiden, undeinem jeden die verhältnißmäßige Strafe
aufzulegen; dies ist die schwerzulösende Aufgabe, viel-
leicht wäre es gegenwartig unmöglich ihren vollständi-
gen Aufschluß zu erreichen.

Sollte man nun, um dieser äussersten Schwie
rigkeitcn willen, die verfolgten Patrioten, die zu
Grund gerichteten, und in Verzweiflung vcrftztcn Fa
milien, ohne Unterstützung, ihrem unglükliche» Schür
sal überlassen. Nein gewiß nicht ; man suche mit best
möglicher Sorgfalt sich der vollständigsten Gerechtig
keil zu näheren und wenn auch alsdann noch einiges
Privatintcresse vcrlezt werden sollte, so muß dieses
als eine unvermeidliche Folge des Ungiüks, einem
Geschlecht anzugehören, von welchem verschiedene Mit
Zlieder schuldig befunden worden, und das schon lange
unbillige Vorrechte genossen hatte, angesehen werden.

Die Cotnmifsion hat bei der Untersuchung dieses
Beschlusses die strengste Unparrheilichkeit und genauste
Aufmerksamkeit verwendet. Hier ist der Erfolg dieser
Untersuchung

i. Artikel. Alle Patrioten, welche von den ehmaligen
Regierungen re. w. (S. den Beschluß selbst S. zzo).

Erstens, hätte die Commission gewünscht, daß
die Zeit, von welcher an, der Beschluß, den
verfolgten Patrioten das Recht, Entschädigungen

zu fobern giebt', beutlicher bestimmt wordenwärt.
Iadem zu bcsürchteu, daß die Richter den Z it-
punkt, seit dem Ansang der franzssi»
scheu Revolution, ungleich auslegen möchten.

Zweitens, da in der französischen Uebersetzung
bei den Worten: An ihren Personen, an
ihrer Ehre, oder an ihrem Vermögen,
gelitte» haben, anstatt oder, das Worte
lein, und, steht, sonnte man glauben, man
müsse unter allen diesen drei Rüksichten gelitten
haben, um Entschädigung erhalten zu können,
welches aber leicht zu ändern seyn M> d.

Drittens, hatte die Commission gewünscht,
daß um ungerechten, ober übertriebenen Hodermt»
gen zuvorzukommen, diesen» Artikel beigcsiigt wo»
den wäre: Die Federungen der Verfolgten, sollen

gerecht, billig, und auf Menschlichkeit gegrüw
det seyn.

2. Act. Diese Entschädigungen gebühren ihnen von
den :c.

z. Art. Alle Mitglieder eiues Corps, die das Stimm-
recht :c. besass».

Die Commission hat bemerkt, daß in diesen

zwei Art. einige Undeurlichkeit herrsche ; im erstem

könnte man sich embiloen, daß nur die Oli-
garchen Urheber der Verfolgung, Re-

de und Antwort gebe» sollten.
Da doch in dem folgenden Art. es scheint-

daß die Mitglieder, eines Tribunals oderGwäM
Hofs, sie seyen Oligarchcn oder nicht, zu gw-

eher Verantwmtung können g. zogen werden.
Es scheint also dieser Art. habe mehrere Zlus>

dehnung als der Erstere.
Daß die Glieder eines Tribunals, von w.lchem

ungerechte Urtheilsprüche ausgicngen, eine« lur
das andere stehen sollen, und belangt werden z

können, scheint der Commission hart zu stYuZ

in Erwägung aber, daß die Kläger keine Emsshl

in das Innere des Tribunals hatte», um den

ungerechten Richter, von dem, der es nicht wqr,

zu unterscheiden, scheint es nothwendig, daß oie

A chter lammt.ich können belangt werden, wove

jedem zur Verantwortung gezognen Raster uve

lassen bleibt, zu beweisen, daß er wid/roe
Epluch gestimmt habe, oder auch dw vorig

Mitschuldigen aufzusuchen, die mit ihm g" -

Strafe zn tragen haben, wie es in einem nacy

folgenden Art. bewilliget ist.
4. Art. Die Entschadigungs - Foderungen ic.

Es wäre nothwendig gewesen, den Ort zu

stimmen, wo die Entschadigungs - Foderungc
müssen gemacht werden. Dieser Art- scheint o

Commission sehr angemessen. ^
5. Art. Daher wird das Direktorium gehalten seyn,

Die Fortsetzung im Men Stub
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